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#ST# Bundesbeschluss
betreffend Änderung der Bundesverfassung

im Gebiete der Wasserwirtschaft

(Vom 20. Juni 1975)

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 13. September 1972 D,

beschliesst :

I

Die Artikel 24Ms und 24qualer der Bundesverfassung werden ersetzt durch
folgende Bestimmungen:

Art. 24bls (neu)

1 Zur haushälterischen Nutzung und zum Schutz der Wasservorkommen
sowie zur Abwehr schädigender Einwirkungen des Wassers stellt der Bund in
Berücksichtigung der gesamten Wasserwirtschaft auf dem Wege der Gesetzge-
bung im Gesamtinteresse liegende Grundsätze auf über :

a. die Erhaltung und Erschliessung der Wasservorkommen, insbesondere für
die Versorgung mit Trinkwasser, sowie die Anreicherung von Grundwasser ;

b. die Benutzung der Gewässer zur Energieerzeugung und für Kühlzwecke ;

c. die Regulierung von Wasserständen und Abflüssen ober- und unterirdischer
Gewässer, Wasserableitungen ausserhalb des natürlichen Abflusses, Bewäs-
serungen und Entwässerungen sowie weitere Eingriffe in den Wasserkreis-
lauf.
2 Zum gleichen Zweck erlässt der Bund Bestimmungen über :

a. den Schutz der ober- und unterirdischen Gewässer gegen Verunreinigung
und die Sicherung angemessener Restwassermengen;

» BEI 1972 II 1148

1975-464



191

b. die Wasserbaupolizei, inbegriffen Gewässerkorrektionen und Sicherheit der
Stauanlagen;

c. Eingriffe zur Beeinflussung der Niederschläge;
d. Beschaffung und Auswertung hydrologischer Unterlagen;
e. das Recht des Bundes, für seine Verkehrsbetriebe die Benutzung von Wasser-

vorkommen gegen Entrichtung der Abgaben und gegen angemessenen Ersatz
der Nachteile zu beanspruchen.
3 Die Verfügung über die Wasservorkommen und die Erhebung von Abga-

ben für die Wasserbenutzung stehen unter Vorbehalt privater Rechte den Kanto-
nen oder den nach der kantonalen Gesetzgebung Berechtigten zu. Die Kantone
setzen die Abgaben in den Schranken der Bundesgesetzgebung fest.

4 Betrifft die Erteilung oder Ausübung von Rechten an Wasservorkommen
das internationale Verhältnis, so entscheidet unter Beizug der beteiligten Kantone
der Bund. Das gleiche gilt im interkantonalen Verhältnis, wenn sich die beteiligten
Kantone nicht einigen können. Im internationalen Verhältnis bestimmt der Bund
die Abgaben nach Anhören der beteiligten Kantone.

5 Der Vollzug der Bundesvorschriften obliegt den Kantonen, soweit das
Gesetz ihn nicht dem Bund vorbehält.

6 Bei der Ausübung seiner Kompetenzen beachtet der Bund die Bedürfnisse
und wahrt die Entwicklungsmöglichkeiten der Wasserherkunftsgebiete und der
betreffenden Kantone.

Art. 24*™1" (neu)
1 Der Bund ist befugt, gesetzliche Bestimmungen über die Fortleitung und

die Abgabe der elektrischen Energie zu erlassen.
2 Energie aus Wasserkraft darf nur mit Bewilligung des Bundes ins Ausland

abgegeben werden.

II

Dieser Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes und der Stände.

Also beschlossen vom Nationalrat

Bern, den 20. Juni 1975

Also beschlossen vom Ständerat

Bern, den 20. Juni 1975

Der Präsident : Simon Kohler
Der Protokollführer : Koehler

Der Präsident: Oechslin
Der Protokollführer : Sauvant
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